
Postnatale Repression
Vielerorts wurde in der Schweiz die Vereinbarkeit von Kindern 
und Karriere verbessert. Nur in den kantonalen Parlamenten 
nicht.
Von Adelina Gashi und Isabelle Schwab, 21.09.2018

Sibylle Marti ist 38, gerade Mutter geworden, Kantonsrätin und damit eine 
Ausnahmeerscheinung. Zumindest, wenn es nach dem Ratsgesetz im Kan-
ton Zürich geht: Parlamentarierin sein und gleichzeitig Kinder kriegen – das 
ist in der Ordnung des kantonalen Legislativkörpers nicht vorgesehen. Wer 
es als Frau trotzdem versucht, muss diverse Einschränkungen in Kauf neh-
men.

Etwa jnanzieller Art: Wer im Zürcher Kantonsrat wegen SchwangerschaD 
oder MutterschaD ausfällt, wird gleich behandelt wie Gemand, der krank ist. 
2ie Sitzungsgelder werden gestrichen. 2as fällt ins 0ewicht: H55 Franken 
werden pro Sitzung und Jalbtag ausbezahlt. 2er Zürcher Kantonsrat tagt 
wöchentlich – ausser in den Schulferien. Ein Arbeitspensum im Kantons-
rat wird mit H1 bis 35 Prozent bezi6ert, pro ’ahr werden im Mittel T4«H55 
Franken ausbezahlt. Nur einen kleinen »eil davon, B555 Franken, erhalten 
die Ratsmitglieder unabhängig von ihrer Sitzungspräsenz.

Sibylle Marti, die für die SP politisiert, fühlt sich im Vergleich zu Männern 
benachteiligt. I2as System ist nicht auf Frauen ausgerichtet und veraltet.; 
Uei den Sitzungsgeldern handle es sich um Entschädigungen und keine ei-
gentlichen Löhne, obwohl das Sitzungsgeld in steuer- und sozialversiche-
rungsrechtlicher Jinsicht wie ein Lohn behandelt werde.

2arum sei es wichtig, dass der Kanton längere Ausfälle wie den Mutter-
schaDsurlaub endlich besser regle. Nicht nur des 0eldes wegen, sondern 
auch, um die demokratischen ?nteressen zu wahren. 2enn Frauen im Mut-
terschaDsurlaub müssten an den Ratssitzungen teilnehmen können, ohne 
dass ihnen eine Kürzung der MutterschaDsentschädigung drohe.

2as Problem im Zürcher Kantonsrat ist, dass es zum MutterschaDsurlaub 
überhaupt keine Uestimmungen gibt. Moritz von Wyss, Leiter der Parla-
mentsdienste, sagt, dass damit der Verwaltungsaufwand minimiert werde. 
Entweder nimmt ein Politiker an Sitzungen teil – oder eben nicht. 

Administrative Spiessrutenläufe
?m Uundesparlament gibt es klare Uestimmungen zum MutterschaDsur-
laub. 2ort wird »aggeld in Gedem Fall ausbezahlt – für Geden Sitzungstag 
im ?n- und Auslandx auch bei Krankheit, Fnfall und MutterschaD. ?n vielen 
Kantonen ist das nicht so. 2as schaG Probleme, die nicht nur mit 0eld zu 
tun haben, sondern mit der generellen Vereinbarkeit von Kind und Karrie-
re.

Als Lea Schmidmeister, 0rossrätin im Kanton Aargau, letzten Jerbst vom 
Parlamentsdienst wissen wollte, wie es mit dem SchwangerschaDsurlaub 
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aussehe, schlug ihr Ratlosigkeit entgegen: IEine 0rossrätin im Schwanger-
schaDsurlaubH 2as hatten wir noch nie;, hiess es. Schmidmeister wurde 
an die kantonale Sozialversicherungsanstalt verwiesen. Später sollte es ein 
?nfoblatt für Mütter geben, der Parlamentsdienst ist es bis heute schuldig 
geblieben.

Richtig kompliziert wurde es im September, sechs Wochen nach der 0e-
burt ihres Kindes: Uei der Abstimmung zu einem neuen Stipendiengesetz 
wurde es für ihre Partei knapp. ’ede Stimme wurde gebraucht. Schmidmei-
ster entschied sich, trotz MutterschaDsurlaub an der Abstimmung teilzu-
nehmen – und riskierte damit ihre gesamte MutterschaDsentschädigung. 
2enn das politische Amt gilt als Nebenerwerb: 2ie »eilnahme an einer Sit-
zung kommt gesetzlich gesehen der Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit 
gleich.

Schmidmeister konnte dies umgehen, indem sie nicht an der 2iskussi-
on teilnahm, sondern lediglich zur Abstimmung erschien. Fnd damit auch 
auf das Sitzungsgeld verzichtete. 2ies – und die Kulanz der Sozialversiche-
rungsanstalt – hat der SP-Politikerin sowie ihrer Kollegin Kim Schweri von 
den 0rünen, die sich in derselben Situation befand, die »eilnahme an der 
Abstimmung ermöglicht. 

0anz so glimpIich geht es nicht immer aus. Fnd so scheuen sich andere 
Politikerinnen, über die Problematik zu reden: Sie haben Angst, dass ihnen 
nachträglich die MutterschaDsentschädigung abgesprochen werden könn-
te.

Was Schmidmeister widerfahren ist, hat sich nach Recherchen der Repu-
blik ähnlich auch in Luzern, Uern und Uasel-Stadt ereignet. Mütter werden 
kaum informiert, nehmen an Sitzungen oder Abstimmungen teil und set-
zen damit die MutterschaDsentschädigung aufs Spiel. Fnd zwar nicht nur 
für ihren politischen Nebenerwerb, sondern sogar für ihre JauptbeschäDi-
gung. 

Maria Pilotto, 0rossstadträtin der SP Luzern und Fachspezialistin für 
0leichstellung, sieht darin eine 2iskriminierung. I?ch würde es befürwor-
ten, dass Parlamentarierinnen auch während des MutterschaDsurlaubs ihr 
Amt ausüben können – wenn sie das denn wollen. ?mmerhin geht es hier 
um die Fmsetzung des Wählerinnenwillens, und dieser ist nicht delegier-
bar.; 

Anderer Meinung ist Andrea 0eissbühler: 2ie SVP-Nationalrätin jndet, 
dass Abwesenheiten zum Parlamentsalltag dazugehören. IAndere fehlen 
aufgrund von Krankheit oder Fnfall. 2a gibt es auch keine Sonderrege-
lung.; Werdende Mütter müssten sich darauf einstellen und sich mit ihren 
Parteien und den Parlamentsdiensten absprechen. Eine nationale Verein-
heitlichung des MutterschaDsurlaubs für Kantonsparlamente hält sie nicht 
für nötig.

Fehlende Stellvertretungen
Viele Parlamentarierinnen haben den Eindruck, dass die MutterschaD für 
ihr Amt nicht vorgesehen ist. 2as äussert sich auch in 2etails wie fehlen-
den Stillräumen und Wickeltischen. 0leichstellungseJpertin Pilotto jndet, 
dass die Parlamente ein Zeichen setzen und für familienfreundlichere Ein-
richtungen sorgen könnten: I2as würde zeigen, dass Politikerinnen auch 
andere VerpIichtungen haben.; Sonst bleibe das Parlamentarierdasein in 
erster Linie auf traditionelle Lebensläufe und auf männliche Uiograjen zu-
geschnitten. 
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Für manche Gungen Politikerinnen beginnen die Schwierigkeiten, bevor 
sie überhaupt in ein 0emeinde- oder Kantonsparlament gewählt werden. 
2enn die Parteien würden sich scheuen, Schwangere auf die Listen zu set-
zen, sagt AleJandra 2ill, selbst Gunge Mutter und SP-0rossrätin aus Ua-
sel-Stadt – wenn sie wüssten, dass diese Frauen ihr Stimmrecht während 
Monaten nicht wahrnehmen könnten. 

Fm solche Probleme zu entschärfen, sollten Frauen in der MutterschaD 
einen Stellvertreter delegieren können, jndet Uarbara Wegmann, Uasler 
0rossrätin für die 0rünen. Sie hat im Frühling einen entsprechenden Vor-
stoss eingereicht. IFrauen werden unter 2ruck gesetzt, so bald wie mög-
lich ins Parlament zurückzukehren;, sagt sie. 2er Uasler SVP-0rossrat Pas-
cal Messerli kann dies nachvollziehen. Mütter sollten nicht benachteiligt 
werden. IEine Stellvertreterregel macht Sinn, weil sie die demokratischen 
Rechte schützt.;

Uürgerliche Parteien befürchten, dass damit das »or geö6net wird für eine 
generelle Stellvertretungsregel. Eine solche Regel wurde im Uerner Stadtrat 
vor einem ’ahr in einer Motion angeregt, allerdings ohne Erfolg. Auch der 
0rosse Stadtrat von Luzern hat einen ähnlichen Vorstoss abgelehnt – Stell-
vertretungen seien vom 0esetz nicht vorgesehen.
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